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Einheitlicher Text aus den Gesetzesentwürfen Nr. 39 „Maßnahmen zur Förderung und Entwicklung der solidarischen Ökonomie und der sozialen Verantwortung von Unternehmen (Vorlage von Provinzrat Lunelli) und Nr. 48, „Förderung der anderen Ökonomie“ (Vorlage der Provinzräte Civico, Cogo, Dorigatti, Ferrari, Nardelli und Zeni)
Förderung und Entwicklung der Solidarischen Ökonomie und der sozialen Verantwortung von Unternehmen

Dieser Gesetzestext wurde vom 2. ständigen Ausschuss  im Rahmen der endgültigen Koordinierung nach Art. 121 der internen Regelung und den Gesetzgebungsvorschriften entsprechend geänderter und korrigierter und wurde  am 11.05.2010 verabschiedet
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Art. 1

Ziele

1. Um die zivile, soziale und wirtschaftliche Entwicklung zu fördern anerkennt und unterstützt die Provinz die Solidarische Ökonomie durch Maßnahmen, welche darauf abzielen, die verantwortungsbewusste und nachhaltige Wirtschaft aufzuwerten, die nach ethischen Kriterien orientiert ist, insbesondere nach Kriterien der sozialen Gerechtigkeit, der Solidarität, der zentralen Stellung der Person, der sozialen Kohäsion und des Bezugs zum Territorium.
2. Insbesondere fördert die Provinz:

a) Initiativen und Maßnahmen für die Entwicklung der Solidarischen Ökonomie und für die Vernetzung der Akteure [natürliche und juristische Personen], die Initiativen in diesem Bereich entfalten;

b) die Errichtung von Zentren für die Solidarische Ökonomie;

c) die Nutzung von Gütern und Dienstleistungen der Solidarischen Ökonomie, auch durch die Kooperation und die Beteiligung von Gebietskörperschaften;

d) Initiative und Maßnahmen für die Verbreitung der Kenntnisse der Aktivitäten der Akteure
 der Solidarischen Ökonomie in der Bevölkerung , insbesondere in Schulen, Universitäten und Ausbildungseinrichtungen;

e) die Provinz  fördert und organisiert Veranstaltungen, welche die Begegnung zwischen der Gesellschaft  in der Provinz  und Akteuren der Solidarischen Ökonomie begünstigen.
Art. 2

Definitionen

1. Mit Solidarische Ökonomie (SÖ) ist die Entfaltung von wirtschaftlichen und kulturellen Aktivitäten gemeint, die das Erreichen von höheren Gemeinwohlzielen ermöglicht als die von der gültigen Gesetzgebung vorgesehene. Diese Eigenschaft  gründet auf der Aufwertung der Beziehungen zwischen den Akteuren, auf einer gerechten Verteilung der Ressourcen, auf  Respekt und Schutz der Umwelt und auf der Verfolgung  sozialer Ziele.
2. Die Aktivitäten der Solidarische Ökonomie zielen auf die Gründung und die Vermehrung von Initiativen zur Produktion und zum Austausch von Gütern und Dienstleistungen ab, die nach den Prinzipien der Zusammenarbeit, der Reziprozität, der verantwortungsbewussten Subsidiarität, der Nachhaltigkeit und der Kompatibilität im Bereich Energie und Umwelt operieren. 

3. Mit „in der Solidarische Ökonomie engagierte Akteure“ nach Abs. 1 sind Organisationen und Unternehmen gemeint, die entweder nicht gewinnorientiert sind oder deren jährlicher Umsatz zu 50% auf Aktivitäten der Solidarischen Ökonomie nach den vom Provinz-Tisch definierten Kriterien zurückzuführen ist. Dazu gehören Genossenschaften die, auch im Verband, Aktivitäten nach Art. 3 Abs. 2 entfalten und gemäß den Prinzipien der Solidarische Ökonomie  nach Art. 3 Abs. 1 operieren.

Art. 3

Prinzipien und Bereiche der Solidarischen Ökonomie

1. Die Solidarische Ökonomie ist durch die Einhaltung folgender Prinzipien gekennzeichnet:

a) Ökokompatibilität, um die Folgen der Produktions-, Vertriebs- und Entsorgungsprozesse auf das Ökosystem zu minimieren, um Gesundheit und Lebensqualität zu fördern;

b) Transparenz, um das Verhalten im sozialen  und Umweltbereich und in den Beziehungen zu Arbeitnehmern, Kunden, Konsumenten und zu den anderen Interessenträgern  überprüfbar werden zu lassen;

c) Gerechtigkeit und Solidarität, um den erschaffenen Wert  gerecht zu verteilen und um die sozialen und wirtschaftlichen Beziehungen sowohl lokal als auch global und in den Produktionsketten in einer solidarischen Perspektive wieder ins Gleichgewicht zu bringen;

d) gute Beschäftigung und das Bewusstsein der Notwendigkeit, die Prekarität der Arbeitsverhältnisse zu überwinden und Kompetenzen aufzuwerten, mit dem Ziel der sozialen Inklusion;
e) Miteinbeziehung der Arbeitnehmer, der Zielgruppen, für welche die Aktivitäten gedacht sind, und aller anderen Beteiligten überall dort, wo Entscheidungen getroffen werden.
f) Bewusstsein der Grenzen der Menschen und der Natur und Suche nach Effizienz im Sinne einer besseren Nutzung der Ressourcen bei möglichst geringen Umwelt- und sozialen Kosten und maximaler Wirksamkeit.

2. Die Solidarische Ökonomie betrifft insbesondere folgende Bereiche:

a) biologische und biodynamische Landwirtschaft

b) ökologisch kompatible Güter

c) gerechter und solidarischer Handel

d) Lokale Wohlfahrt  (community welfare)
e) Kurze Ketten und Sicherung der Lebensmittelqualität

f) nachhaltige Architektur und biologisches Bauen

g) Energiesparen und erneuerbare Energien

h) Ethische und solidarische Finanz

i) Nachhaltige Mobilität

j) Wiederverwendung und Recycling von Materialien und Gütern

k) Lokale Austauschsysteme

l) freie Software

m) verantwortungsbewusster und nachhaltiger Tourismus

n) kritischer Konsum und Gruppen des Solidarischen Einkaufs 
.

3. Die im Abs. 2 genannten Bereiche sind in der Anlage A näher beschrieben. Sie können vom Provinzausschuss auf Vorschlag des [runden]Tisches für die Solidarische Ökonomie in der Provinz ergänzt und geändert werden.

Art. 4

Tisch für Solidarische Ökonomie in der Provinz
1. Die Provinz  setzt die vom diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen durch den [runder] Tisch für  Solidarischen Ökonomie in der Provinz [kurz: Provinz-Tisch SÖ] um. Der Tisch ist Ort der Auseinandersetzung  für die Förderung der Solidarischen Ökonomie und der sozialen Verantwortung und bietet Unterstützung in Form von Technik und Wissen für die Vorbereitung und die Begleitung von Maßnahmen auch hinsichtlich ihrer Koordinierung und ihrer sinnvoller Einbettung in die übrigen Maßnahmen zur Steuerung  im sozialen und wirtschaftlichen Bereich.

2. Der  Tisch hat folgende Aufgaben:

a) Er formuliert  Stellungnahmen und Vorschläge für den Provinzausschuss in Bezug auf Maßnahmen im Bereich der Solidarischen Ökonomie.

b)  Er ermittelt, auch durch Studien und Erhebungen, welche in der Provinz ansässigen Unternehmen und Vereine in den im Art. 3 Abs. 2 genannten Bereichen operieren;

c)  Er wacht darüber, dass diese Akteure durch ihre Geschäftsführung die Einhaltung und Umsetzung der Prinzipien der sozialen Verantwortung von Unternehmen nach Art. 9 in der gesamten Produktionskette gewährleistet.

d) Er schlägt dem Provinzausschuss Maßnahmen zur Förderung und Unterstützung der Solidarische Ökonomie vor;

e) Er fördert die Verbreitung und die Entwicklung von Praktiken von sozialer Verantwortung und von zertifizierbaren, auch untereinander integrierbaren, Methoden  für Berichterstattung und Betriebsführung und von Systemen der Zertifizierung von Produkten und Dienstleistungen, einschließlich eines sozialen Gütesiegels;
f) Er fördert die Entwicklung und die Anwendung eines Logos für die Solidarische Ökonomie in Trentino
.

3. Der Tisch wird vom Provinzausschuss für die Dauer der Provinz-Legislatur ernannt und setzt sich zusammen aus folgenden Personen:

a) dem Präsidenten der Provinz oder einem von diesem entsandten Mitglied des Provinzausschusses;

b) den Leitern der für Industrie, Handel, Tourismus und Landwirtschaft zuständige Abteilungen der Provinzverwaltung;
c) einem vom „Rat  der lokalen autonomen Körperschaften“ entsandten Vertreter;
d) sechs Vertretern der Solidarischen Ökonomie, die gewählt werden auf einer speziell dafür einberufene Versammlung der Zusammenschlüsse der zweiten Ebene. Sie sollen die Vertretung der Bereiche Industrie, Handel und Landwirtschaft  der Solidarischen Ökonomie sicherstellen.

4. Der Provinzausschuss beschließt:

a) Die Modalitäten der Ernennung der Mitglieder des Tisches nach Abs. 3 Buchst. d, die Arbeitsweise des Tisches und ggf. die Bildung von Unterausschüssen, deren Zusammensetzung ebenfalls vom Provinzausschuss bestimmt werden kann, wobei ihre Mitgliederzahl  10  nicht übersteigen darf.

b) Wege, die umzusetzenden Maßnahmen zu koordinieren, auch durch die Teilnahme einzelner Mitglieder des Provinzausschusses, vom Provinzleitern und von anderen, nicht zur Verwaltung gehörenden Personen, je nach Kompetenz, an der Sitzungen des Tisches.
5. Der Tisch übermittelt an den Provinzausschuss und an den zuständigen ständigen Ausschuss des Provinzrates einen Jahresbericht über die vorgeschlagenen und  die in seinem Zuständigkeitsbereich umgesetzten Maßnahmen.

6. Die Beteiligung an den Sitzungen des Tisches begründet keinen Anspruch auf Vergütung.

Art. 5

Zusammenschlüsse der 2. Ebene

1. Die Provinz fördert die Gründung von Zusammenschlüssen der 2. Ebene [z.B. Vereinsverbände] zwischen den im Art. 2 Abs. 3 genannten Akteuren, um Maßnahmen zur Koordinierung und Vernetzung der Akteure zu begünstigen, die unter Einhaltung der Prinzipien nach Art. 3 operieren.

2. Zusammenschlüsse der 2. Ebene sind bevorzugte Ansprechpartner bei der Wahl von Vertretern für den Provinz-Tisch für Solidarische Ökonomie.

Art. 6

Zentren für Solidarische Ökonomie

1. Auf Vorschlag des Provinz-Tisches für SÖ fördert die Provinz die Einrichtung von Zentren für Solidarische Ökonomiemit dem Ziel, Erfahrungen in diesem Bereich zu fördern, zu verbreiten, zu festigen, ihren Bekanntheitsgrad zu erhöhen, sie miteinander zu vernetzen und die Begegnung von Angebot und Nachfrage ihrer Güter und Dienstleistungen zu erleichtern.
2. Insbesondere leisten die Zentren für Solidarische Ökonomie Folgendes:

a) Sie unterstützen die Solidarische Ökonomie mit Dienstleistungen, auch um eine unmittelbare Beziehung zwischen Produzenten und Konsumenten zu begünstigen; sie bieten Dienstleistungen im Bereich Information, Ausbildung, technischen Service, Orientierung, Beratung, Tutoren und sie fördern die Begegnung zwischen lokalem Angebot von Gütern und Dienstleistungen der Solidarische Ökonomie und Bürgern, Bürger-Einkaufsgruppen oder unmittelbaren Einzelhändlern;

b) Sie richten Schalter für die Information und die Förderung der Solidarischen Ökonomie ein, auch durch Ausstellungen, Zusammenkünfte und Vernetzung der Akteure, die in der Solidarische Ökonomie operieren.

Art. 7

Bezirke der Solidarischen Ökonomie


1. Die Provinz unterstützt Initiativen, die darauf abzielen, die Aktivitäten der in der Solidarische Ökonomie operierenden Akteure bekannt zu machen und auf die Schaffung von Bezirken der Solidarische Ökonomie nach Art. 5 des Provinz-Gesetzes Nr. 13 vom 27. Juli 2007 (Provinz-Gesetz im Bereich Sozialpolitik) als Werkstätte für Experimente im zivilen, wirtschaftlichen und sozialem Bereich, auch im Hinblick auf die Aufwertung der lokalen Dimension.
2. Für die Zwecke nach Abs. 1 fördert der Provinz-Tisch für Solidarische Ökonomie Vereinbarungen zwischen der Provinz, den Gebietskörperschaften und den beteiligten Unternehmen und Zusammenschlüssen.

Art. 8

Tag der Solidarischen Ökonomie

1. Um den Bekanntheitsgrad und die Verbreitung der Solidarischen Ökonomie zu erhöhen und die Begegnung zwischen Akteuren, die in diesem Bereich operieren, und der Öffentlichkeit zu erleichtern, fördert die Provinz die Ausrichtung eines Tages der Solidarische Ökonomie im Jahr unter Berücksichtigung der Vorschläge des Provinz-Tisches für SÖ.


Art. 9

Regelung der Aktivitäten der Solidarischen Ökonomie

1. Im Einklang mit den in diesem Gesetz genannten Prinzipien bestimmt der Provinz-Tisch für Solidarische Ökonomie für jeden Bereich nach Art. 3 eine Regelung der Solidarische Ökonomie entsprechend den Maßnahmen der sozial-ökonomischen Planung der Provinz und mit den Förderungszielen der lokalen, ökologisch-nachhaltigen Entwicklung nach Art . 1 des Provinz-Gesetzes Nr. 6 vom 13. Dezember 1999 (Provinz-Gesetz über Anreize für Unternehmen).
Der Provinz-Tisch für SÖ fördert Maßnahmen, die darauf abzielen, dass die betreffenden Akteure die Regelung übernehmen, auch um Zugang zu den in diesem Gesetz vorgesehenen Aktionen und Anreizen zu erlangen.
2. Den Vorgaben der EU hinsichtlich sozialverantwortliches Handeln, insbesondere dem grünen Buch der europäischen Kommission vom 18. Juli 2001 entsprechend, enthält die Regelung ethische Kodizes für jeden Bereich nach Art. 3, um die Übernahme sozialer Verantwortung – verstanden als freiwillige Integration der sozialen und Umwelt-Belange in die Produktions- und Handelsaktivität und in den Beziehungen zu den Subjekten [d.h. natürliche und juristische Personen], die mit dem Unternehmen interagieren. 
3. Außerdem kann die Regelung Verhaltenskodices und zertifizierbare Geschäftsführungspraktiken, auch miteinander integriert, für folgende Bereiche enthalten: Qualität, Arbeitssicherheit, Vergütungsgleichkeit und Nichtdiskriminierung, soziale Verantwortung, Umweltschutz, korrektes Management der menschlichen Ressourcen und Dialog mit den betreffenden Personen; sie kann auch Formen von sozialer Berichterstattung vorsehen, wie soziale Bilanzen und Umwelt-Bilanzen, als Instrumente für das Wachstum und für die wirtschaftlichen und sozialen Evaluation. 
Art. 10
Aktionen und Anreize


1. Maßnahmen der Provinz, um die im Art. 1 genannten Ziele zu erreichen:

a) die Provinz unternimmt oder fördert Aktionen zur Erhöhung des Bekanntheitsgrades der Themen im Bereich Solidarische Ökonomie und soziale Verantwortung der Unternehmen;

b) sie fördert Maßnahmen zur Weiterbildung und Sensibilisierung, die auf die Entwicklung von solidarischen Aktivitäten abzielen;

c) sie fördert Investitionen der in der Solidarische Ökonomie operierenden Akteure, Dienstleistungen, die zur Aufwertung der Solidarische Ökonomie dienen sowie die Zusammenarbeit und die Vernetzung der o.g. Akteure.

d)  Sie fördert den Zugang zu Krediten für die unter c) genannten Unternehmen.

2. Zur Umsetzung der Maßnahmen nach Abs. 1 Buchs. a und b ist der Provinzausschuss ermächtigt,

a) Studien, Erhebungen und Initiativen unmittelbar in Auftrag zu geben, auch in Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen und privaten Trägern;

b) Fonds bei geeigneten, nach Kriterien von Zuverlässigkeit und Wirtschaftlichkeit nach dem Provinz-Gesetz Nr. 23 vom 19. Juli 1990 (Gesetz über Verträge mit  und Güter der Provinz) zu wählenden Subjekten einzurichten. Vor der Einrichtung eines Fonds muss ein Abkommen abgeschlossen werden, das Folgendes enthalten muss: Kriterien und Modalitäten für die Interventionen, die Maßgabe, dass diese auf keinem Fall die Gestalt von staatlichen Hilfen annehmen dürfen, die Modalitäten der Verwaltung des Fonds mit getrennter Buchhaltung und Rechnungslegung sowie die Vergütung für dessen Verwaltung.
c) Vereinen  und Initiativen, die nicht als Unternehmen organisiert sind, Zuschüsse für Initiativen zu gewähren, die für die Provinz von Interesse sind, zur kulturellen Förderung der Prinzipien und der Werte der Solidarische Ökonomiebis zum Höchstbetrag von 80% der für angemessen gehaltenen Ausgaben nach Kriterien und Modalitäten, die vom Provinzausschuss mit Beschluss festgelegten werden.

3. Die Interventionen nach Abs. 2 werden beschlossen mit Beteiligung des Provinz-Tisches für Solidarische Ökonomie.

4. Für die Gewährung der Anreize nach Abs. 1 Buchst. c stellt der Provinzausschuss, im Rahmen der Vorschriften der Provinz über Hilfemaßnahmen für Unternehmen, geeignete Prioritätenskalen auf für den Zugang zu den Zuschüssen und Bedingungen für deren Gewährung in Bezug auf die unter Buchst. c) genannten Ziele.

5. Für die Gewährung  von Anreizen nach Abs. 1, Buchst. c) im Bereich Produktion, Verarbeitung und Vertrieb von Landwirtschaftsprodukten stellt der Provinzausschuss geeignete Prioritätenskalen auf für den Zugang zu den Mitteln sowie besondere Bedingungen für deren Gewährung innerhalb der von der Provinz-Gesetzgebung bestimmten Grenzen für die Landwirtschaft.
Bei hoher sozialer Relevanz der Interventionen  kann der Provinzausschuss Ausnahmen zu den von der Provinz-Gesetzgebung auferlegten Beschränkungen für die Gewährung von Vergünstigungen der Provinz.
6. Für die Umsetzung der Maßnahmen nach Abs. 1 Buchst. d) ist der Provinzausschuss berechtigt, ad-hoc Fonds nach Art. 34 quater Abs. 3 Buchs. b bis) des Provinz-Gesetzes über Anreize für Unternehmen einzurichten und zu ergänzen.

Art. 11
Finanzielle Bestimmungen

1. Zur Deckung der Kosten der Umsetzung des Art. 10 Abs. 2 werden die bereits im Haushaltsplan-Posten 61.22.110 (Interventionen im Wirtschaftsbereich) für  die Ziele des Art. 26 (Initiativen zur Förderung der Unternehmenskultur und –Ethik) des Provinz-Gesetzes Nr. 3 vom 11. März 2005 ausgewiesene Haushaltmittel herangezogen.

2. Zur Deckung der Kosten der Umsetzung des Art. 10, Abs. 4 und 6, werden die bereits in den Haushaltsplan-Posten  61.12.210 (Einheitsfonds für das Wirtschaftssystem) und 61.12.220 (jährliche Beihilfen für Unternehmen) ausgewiesenen Haushaltmittel herangezogen.
3. Zur Deckung der Kosten der Umsetzung des Art. 10 Abs. 5 werden die bereits in den Haushaltsplan-Posten 50.5.210 (Beihilfen für Landwirtschaftsbetriebe) und 50.10.210 (Kapitalkonto-Beihilfen an landwirtschaftliche Genossenschaften und Konsortien) ausgewiesene Haushaltmittel herangezogen.
Übersetzt von Giuliana Giorgi , den 3.11.2010
�) d.h. Einzelne, Unternehmen, Vereine, usw.


�) Gruppen von Familien und Einzelnen, die regelmäßig Landwirtschaftsprodukte von Biobauern in der nahen Umgebung beziehen und dadurch deren Existenz sichern helfen – eine Form von Vertragslandwirtschaft, auch „Freihöfe“ genannt (englisch: Community Sustained Agricolture)


�) Trentino ist ein Teil der Region Trentino-Alto Adige (Region um die Stadt Trento und Südtirol). Es handelt sich um eine autonome Region, die, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten, eine größere Unabhängigkeit von der Zentralregierung in Rom genießt als die übrigen italienischen Regionen.





